
THÜRINGEN

der Tagesordnung der Ministerrun-
de am kommenden Dienstag steht.
„Ausgehend davon, dass insbe-

sondere bei Gemeinschaftsunter-
künften regelmäßig wegen Fami-
lienstrukturen, Personenmit beson-
deren Schutzbedarfen, und ähnli-
chen nur von einer höchstens 90-
prozentigen Auslastung der Unter-
bringungskapazitäten ausgegangen
werden kann, dürfte es für das Jahr
2024 erforderlich werden, insge-
samt 17.333 Unterbringungsplätze
(15.600 Unterbringungsplätze ent-
sprechen nur 90 Prozent) in den
kommunalen Gebietskörperschaf-
ten auf Veranlassung des Landes
vorzuhalten“, formuliert es Migra-
tionsministerin Doreen Denstädt

te. „Die Schwankungsbreite beträgt
laut dieserAngabenwenigeMonate
bis zu mehreren Jahren“, schreibt
Denstädt.
Da jedoch nicht alle Landkreise

und kreisfreien Städte betreffende
Daten zur Verfügung stellten, sei
eine valide Aussage nicht möglich.
Vor diesem Hintergrund seien zwei
Vorgehensweisen möglich: Über-
wiegendes spreche dafür, so die Mi-
nisterin, die bereits für 2023 vorge-
gebene Grundkapazität von 13.500
vorzuhaltenden Plätzen auch für
2024 festzustellen und die Erstat-
tung zusätzlicher, auf Veranlassung
des Landes vorzuhaltender Kapazi-
tätenzunächstmit4000Plätzenbei-
zubehalten.

Alternativ könne erwogen wer-
den, für das kommende Jahr die
Grundkapazität auf bis zu 17.500
Plätze zu erhöhen, so dass weniger
beziehungsweise keine zusätzli-
chen Plätze mit der erhöhten Pau-
schale zu erstatten wären.
Für 2024 wird im Jahresdurch-

schnitt unterstellt, dass monatlich
725 Neuzugänge an Geflüchteten
zu verzeichnen sind.
Dies bedeutet inderSumme8700

zusätzlich aufzunehmende Flücht-
linge, was etwa dem laufenden Jahr
entspreche.
Die Erstaufnahmeeinrichtungen

des Landes in Suhl, Hermsdorf und
Eisenberg agieren seit Wochen an
der Grenze ihrer Kapazität.

(Grüne) in der von ihr unterzeich-
neten Vorlage.
Damit könnten Spitzen der

Flüchtlingszugangszahlen, wie sie
sich regelmäßig in den Herbstmo-
natenzeigen, abgedecktwerden.Zu
bedenken sei, dass sich die durch-
schnittlicheVerweildauer, einerAb-
frage des Landesverwaltungsamtes
zufolge, sehr unterschiedlich gestal-
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Erfurt.DieLandesregierunggehtda-
von aus, dass die Zahl der Unter-
bringungsplätze für Geflüchtete in
Thüringen imkommenden Jahr auf-
gestockt werden muss. Für 2023
hatte sie am 10.Oktober eine Kapa-
zitätsvorgabe von 13.500 kommu-
nalen Unterkunftsplätzen für
Flüchtlinge beschlossen.
DieseAnzahl anUnterbringungs-

plätzen wird jedoch nach Einschät-
zung des Migrationsministeriums
nicht ausreichen. Insgesamt wür-
den „jahresdurchschnittlich 15.600
Unterbringungsplätze“ benötigt,
heißt es in einer Kabinettsvorlage,
die dieser Zeitung vorliegt und auf

MehrUnterkünfte für Geflüchtete
Landesregierung geht davon aus, dass Zahl der Unterbringungsplätze aufgestockt werden muss

Zeulenroda-Triebes. Der Ethikleh-
rer TimReukauf ist zum neuen Vor-
sitzenden des Thüringer Lehrerver-
bands (tlv) gewählt worden.Der 32-
Jährige erhielt bei einer Landesde-
legiertenkonferenz in Zeulenroda-
Triebes (LandkreisGreiz) 83 von89
abgegebenen Stimmen, teilte eine
Verbandssprecherin amFreitagmit.
Reukauf war zuvor Sprecher des
jungen tlv und übernimmt nun den
Vorsitz von Frank Fritze, der kom-
missarisch im Amt war, weil es der
langjährige tlv-Chef Rolf Busch aus
gesundheitlichen Gründen nieder-
gelegt hatte. dpa

Neuer Chef beim
Lehrerverband

Teilhabepaket
erreicht

Bedürftige kaum
Ernüchternde Studie
des Paritätischen

Neudietendorf. Nicht einmal zehn
Prozent der Thüringer Kinder im
Bürgergeldbezug profitieren laut
dem Paritätischen Thüringen von
Teilhabeleistungen. Es zeige sich,
dass die Quote der Inanspruchnah-
me um 6,2 Prozent im Vergleich zu
2016 gesunken sei, erklärte der
Wohlfahrtsverband mit Blick auf
Ergebnisse einer Studie des Ge-
samtverbandes zum Bildungs- und
Teilhabepaket.
Im vergangenen Jahr erhielten

demnach nur 2524 Kinder von ins-
gesamt26.973berichtigtenKindern
zwischen 6 und 14 Jahren diese
Leistungen.Dasentspreche9,4Pro-
zent der Leistungsberechtigten.
Thüringen liege damit weit unter
dem Bundesdurchschnitt von 16
Prozent.
Der stellvertretende Landesge-

schäftsführerdesParitätischenThü-
ringen, Steffen Richter, sagte, das
Ziel des Bildungs- und Teilhabepa-
ketes, Kindern und Jugendlichen
aus einkommensarmen Familien
die Teilnahme an Sport, Bildung
oder Kultur zu ermöglichen, werde
damit nicht erreicht. Die bürokrati-
schen Hürden für die Beantragung
der Leistungen seien zu hoch. Auch
mangelees inWohnortnäheoftmals
an entsprechenden Angebote zur
Teilhabe. Hinzu komme, dass die
Maximalförderung von15Euro pro
Monat in Zeiten steigender Infla-
tion nicht ausreiche. epd

BlaueLibelle geht
in den Ilm-Kreis

Jena.Für seineVermittlungsangebo-
te anGrundschulen zu Themenwie
NachhaltigkeithatderVereinSolar-
dorf Kettmannshausen die Aus-
zeichnung „Die blaue Libelle“ 2023
erhalten. Der Verein aus dem Ilm-
Kreis betreibe seit vielen Jahren vor-
bildliche Bildungsarbeit im Bereich
erneuerbare Energien, begründete
die Klimaschutzstiftung Jena-Thü-
ringen die Entscheidung am Frei-
tag. Mit den eigens vomVerein ent-
wickelten Unterrichtseinheiten
würden Kinder in Thüringens
Grundschulen an die Bedeutung
nachhaltiger Energieversorgung,
Ressourcen- und Klimaschutz he-
rangeführt. Die Klimaschutzstif-
tung Jena-Thüringen vergibt den
Thüringer Klimaschutzpreis „Die
blaue Libelle“ seit 2016. In diesem
Jahr ist der Preis nicht dotiert. dpa

Neuer Leitfaden
für

Wahlleiter
Ausschüsse sollen bei
Extremismus-Verdacht
schnell Infos bekommen
Sonneberg. Wahlleiter für die Kom-
munalwahlen 2024 in Thüringen
sollen sich beim Verdacht auf extre-
mistische Kandidaten zügig Infor-
mationen beim Verfassungsschutz
holen. Das sieht ein neuer Hand-
lungsleitfadendesThüringer Innen-
ministeriums vor, der an die Kom-
munen verschickt werden soll und
der Deutschen Presse-Agentur vor-
liegt. Hintergrund ist das Kommu-
nalwahlgesetz, wonach nicht zum
Bürgermeister gewählt werden
kann, „wer nicht die Gewähr dafür
bietet, dass er jederzeit für die frei-
heitliche demokratischeGrundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes
und der Landesverfassung eintritt“.
In dem Leitfaden steht nun klar,

dass es Aufgabe des jeweiligen
Wahlleiters ist, Auskünfte bei Be-
hörden wie dem Landesverfas-
sungsschutz einzuholen, wenn ein
Bewerber im Verdacht steht, nicht
diepersönlicheEignung füreinBür-
germeisteramt mitzubringen. Die
Entscheidung zur Zulassung oder
Nicht-Zulassung eines Kandidaten
trifft dann aber derWahlausschuss.
Der Umgang mit extremistischen

Bewerbern auf kommunale Spit-
zenämter wird seit Langem disku-
tiert. So war bei einer Bürgermeis-
terwahl in Südthüringen im Jahr
2022 ein bundesweit bekannter
Neonazi als Kandidat an den Start
gegangen– undholte fast einDrittel
der abgegebenen Stimmen.
Als im Landkreis Sonneberg der

AfD-Politiker Robert Sesselmann
zum Landrat gewählt wurde, sollte
mit einer nachträglichen Überprü-
fung die Frage geklärt werden, ob
Sesselmann für den Job geeignet ist.
Sie fiel zu seinen Gunsten aus. dpa

Diebstahl durch
dasKüchenfenster
Langewiesen.Eine 26-Jährige stellte
in der Nacht zu Donnerstag ihre
Handtasche auf einem Stuhl unter
demFenster ihrerWohnung in Lan-
gewiesen im Ilm-Kreis ab.Das Fens-
ter war offenbar nur angelehnt.
Den Umstand nutzten ein oder

mehrere bislang unbekannte Täter,
drückten das Fenster auf und ent-
wendeten die Handtasche, berich-
tete die Polizei. Der Beuteschaden
liegt bei ungefähr 600 Euro. Die
Polizei weißt darauf hin, Fenster,
Balkon- und Terrassentüren zu ver-
schließen. red

Der Protest-Ministerpräsident
Wie der sächsische CDU-Regierungschef Kretschmer seinen Frust

über die Ampel-Regierung herauslässt. Über einen denkwürdigen Auftritt in Weimar
Martin Debes

Weimar. Eine Stunde und 13 Minu-
ten hat Michael Kretschmer gere-
det, hat über die Ampel-Regierung
und insbesondere die Grünen ge-
schimpft, hat Energiepolitik und
Bürokratie beklagt und hat erklärt,
dass die illegaleMigration aufhören
müsse. Nun ist der sächsische Mi-
nisterpräsident und CDU-Landes-
chef an dem Punkt angelangt, auf
denerzusteuerte:dieLandtagswah-
len in Sachsen, Thüringen und
Brandenburg im kommenden Sep-
tember.
„Entscheidend für uns in Mittel-

deutschland ist, dass unsere drei
Wahlen nicht so ausgehen, wie es
die Umfragen vorhersagen“, sagt er.
„Und da habe ich das Gefühl, dass
die, die da in Berlin sitzen, immer
noch viel zu lax damit umgehen.“
Inzwischen, sagt Kretschmer, ste-

hehierzulandedieAfDbei 32bis 34
Prozent. „Wer sagt uns, dass die
nicht die stärksteKraftwerdenoder
sogar eine Mehrheit bekommen?“
Der Ministerpräsident wirkt

nicht nur besorgt, sondern erkenn-
bar frustriert. Und er ventiliert die-
sen Frust offensiv.
Dabei ist der Ort seiner Anspra-

che kein Bierzelt und kein Markt-
platz, sondern das Nobelhotel Ele-
phant in Weimar. Kretschmer steht
am Donnerstagabend als Gastred-
ner vor etwa 100 Unternehmern,
Geschäftsführern, Rechtsanwälten
oder Professoren, die den „Indust-
rieclub Thüringen“ bilden.

Die Glückspilze
und die Planwirtschaft
Es ist der 9.November, also der Tag,
an dem 1918 eine Revolution ihren
Höhepunkt fand, an dem 1938 die
Synagogen brannten und an dem
1989 die Mauer fiel. Natürlich erin-
nert Kretschmer in dem Hotel, das
einst für seinen Stammgast Adolf
Hitler neu erbaut wurde, auch an
die Reichspogromnacht. Doch das
1989erDatumstellt er insZentrum.
„Was für Glückspilze sind wir,

dass wir das mit erleben durften!“,
ruft er. Damals habe sich gezeigt,
„dass nicht die Planwirtschaft“ Er-
folg hatte – und auch „nicht der
Staat mit unglaublichen vielen Re-
gelnundgenauenVorgaben,welche
Technologie und welche Wettbe-
werbsregeln anzuwenden“ sei.
Stattdessen hätten soziale Markt-
wirtschaft, Technologieoffenheit
und Freiheit gewonnen.
Dies alles sieht Michael Kretsch-

mer nun wieder bedroht. Er hält
denStaat –oderdochzumindestdie

rot-grün-gelbe Bundesregierung –
fürmikroorganisierend und überre-
gulierend. Bisher, sagt er, habe im-
mer ein Dreiklang aus Ökonomie,
Ökologie und Sozialem gegolten.
„Aber wir erleben, dass das Thema
Ökologie so sakrosankt ist, dass an-
dere Fragen gar nicht mehr gestellt
werden.“
Dann wird er noch deutlicher.

„Die Energiewende ist gescheitert“,
sagt er. „Die Vorstellung, man kön-
ne auf Teufel komm raus und koste
was eswolleCO2 einsparen, undda-
bei keine Rücksicht nehmen auf die
soziale Komponente oder auf die
ökonomischeKomponente, ist jetzt
krachend gegen die Wand gefah-
ren.“
Nebenbei erzählt Kretschmer

das, was er auch in den Talkshows
erzählt – also dass die Atomkraft-
werke wieder angeschaltet werden
müsstenoderdass für dieGrundlast
der Netze auch langfristig Kohle
und Gas notwendig seien. Deshalb
müsse die Nordstream-1-Pipeline
wieder repariert und beimUkraine-
Krieg eine diplomatische Lösung
mit Russland gesucht werden.
Wenn dies nicht geschehe, dann,

sagt Kretschmer, gerate alles in Ge-
fahr, Demokratie, Wohlstand, Si-

cherheit. Dass jetzt die Bundesre-
gierung die Stromsteuer für das pro-
duzierende Gewerbe auf das EU-
Mindestmaß senke, sei „nur eine
Notmaßnahme“, die nicht ausrei-
che. „Mein Vorschlag ist, dass wir
für die nächsten fünf oder zehn Jah-
re nur noch das Regelungsniveau
der Europäischen Union anwen-
den“, sagt er. Das, was wir draufge-
packt haben in den letzten Jahren,
müssen wir einfach wegnehmen.“
Das gelte etwa für die Arbeitszeit-
verordnung oder das Lieferketten-
gesetz.
„Dieses Land braucht mehr Frei-

heit und mehr Möglichkeiten für
unternehmerischesTun“,dekretiert
der Ministerpräsident. „Wir werden
nicht mit mehr Steuern und mehr
Mikrosteuerungdes Staates aus die-
ser Krise herauskommen.“
Ganz offenkundig ist nicht bloß

das Vertrauen von Teilen der Bevöl-
kerung in die Politik erodiert, son-
dern auch das Vertrauen des Regie-
rungschefsKretschmer indieRegie-
renden. Er, der seit seinem Amtsan-
tritt 2017gegeneine immer stärkere
AfD ankämpft, der seit 2019 in sei-
ner fragilen Koalition mit der SPD
dieGrünen hinnehmenmusste und
der daheim in Görlitz von Reichs-

bürgern heimgesuchtwird: Er ist er-
kennbar ungehalten darüber, dass
sein Klagen zu wenig Gehör findet,
in derGesellschaft, aber auch in sei-
ner Partei, der Union.

Kretschmer:
Können nicht so weitermachen
Noch, behauptet er, seien die
Rechtsextremisten unter den AfD-
Wählern in der Minderheit. „Der
überwiegende Teil dieser Leute
wählt Protest“, sagt er.
Und warum? Nun: „Die sind mit

der Art der Flüchtlingspolitik nicht
einverstanden. Aber klären wir das
gerade so, dass diese Leute einver-
standen sein könnten? Nein, tun
wir nicht! Oder sie sind mit dem
Thema Gebäudeenergiegesetz, der
Übergriffigkeit des Staats in viele
Lebensbereiche nicht einverstan-
den. Ändert sich das? Nein!“
Deutschland, sagt Kretschmer,

könne nicht weitermachen wie bis-
her. „Die Leute haben so den Hals
voll, die könnenesnichtmehr ertra-
gen!“, ruft der Protest-Ministerprä-
sident des Freistaats Sachsen und
meint wohl auch sich selbst.
Großer Beifall im Hotel Ele-

phant. Dannwird die Vorsuppe auf-
getragen.

Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) am Donnerstagabend beim Industrieclub
Thüringen im Hotel Elephant in Weimar. MAIK SCHUCK
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